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ZeSo 9/2000 Berichte

Bundespolitik und Sozialversicherung

Familienzulagen: Der Bundesrat
befürwortet laut einer Mitteilung des Bundesamtes

für Sozialversicherung eine
bundesrechtliche Regelung der Familienzulagen,
sei es als umfassende Lösung (wie im Neuen

Finanzausgleich vorgeschlagen), sei es

in Form eines Rahmengesetzes, wie es

kürzlich von der Kommission für soziale
Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

vorgelegt wurde. Eine Bundeslösung
ermögliche das Schliessen von Lücken
und stelle eine Massnahme dar, um die
wirtschaftliche Lage der Familien zu
verbessern und das Armutsrisiko von Familien

mit Kindern zu vermindern. Gemäss

Kommissionsvorschlag sollen alle
Arbeitnehmerinnen Anspruch aufvolle Zulagen
haben, auch bei Teilzeitbeschäftigung.
Die Familienzulagen sollen auch an
Selbstständige und an Nichterwerbstätige
ausgerichtet werden. Für die Kinder-und
Ausbildungszulagen wird ein Mindestansatz

von 200 bzw. 250 Franken festgelegt.
Gegenüber den heutigen Ausgaben von
schätzungsweise 4 Milliarden Franken im
Jahr würden Mehrausgaben von 600 bis
900 Millionen Franken entstehen.

Die Kantone haben gemäss
Kommissionsvorschlag bei der Regelung der
Finanzierung grossen Spielraum. Die
Mehrkosten sollen durch Lohnprozente
finanziert werden, wobei die Kantone
neben Arbeitgeber- auch Arbeitnehmerbeiträge

vorsehen können. Die im Neuen Fi¬

nanzausgleich vorgesehene Regelung
geht weiter als der Entwurf der Kommission,

siehtjedoch einen niedrigeren
Mindestansatz (175 Franken je Kind) vor. Der
Bundesrat möchte, dass die Vor- und
Nachteile der beiden Lösungsvorschläge
im Parlament diskutiert werden.

Gegen Familienbesteuerungs-Reform:
Die Sozialdemokratische Partei der
Schweiz weist die Vorschläge des Bundesrats

für eine gerechtere Ehepaar- und
Familienbesteuerung zurück. Die mit
Steuerausfällen von 1,3 Milliarden Franken
verbundene Reform käme nur begüterten
statt ärmeren Familien zugute, kritisiert
die SP. Als Gegenstrategie bringt die SP

laut einem Bericht der NZZ Vorschläge
ins Spiel, die das Parlament früher zum
Teil bereits ablehnte. Dazu gehören: die
Ersetzung der heutigen kantonalen
Kinderzulagen und der Steuerabzüge für Kinder

durch gesamtschweizerische Kinderrenten

von 500 Franken für das erste und
250 Franken für jedes weitere Kind. Mit
einer neuen parlamentarischen Initiative
soll auch die (knapp) abgelehnte Forderung

nach Einführung von Ergänzungsleistungen

für einkommensschwache
Familien nochmals aufgegriffen werden.
Ferner wird ein Investitionsprogramm des
Bundes im Umfang von 100 Mio. Franken
zur Anschubfinanzierung von familienex-
ternen Betreuungsplätzen verlangt.

Anreizsysteme: ZeSo-Sondernummer

Die Referate und Teile der Diskussionsrunden

der SKOS-/Artias-Tagung von
Mitte Mai in Freiburg werden in einer 44-

seitigen ZeSo-Sondernummer mit dem
Titel «Integration durch Anreizsysteme?»

dokumentiert (Preis Fr. 12.-, Mitglieder,
Fr. 20.-, Nichtmitglieder). gern
Bezug: SKOS, Mühlenplatz 3, Postfach 3000
Bern 13, Tel. 031/326 19 19, Fax 031/
312 19 10, e-mail: admin@skos.ch
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